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Beschlußempfehlung 
des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Änderung der Strafprozeßordnung (Gesetz zum Schutz 
von Zeugen bei Vernehmungen im Strafverfahren; Zeugenschutzgesetz - ZSchG) 
- Drucksachen 13/7165, 13/8990, 13/9063, 13/9542 — 

Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Ulrich Irmer 
Berichterstatter im Bundesrat: Ministerin Karin Schubert 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 204. Sitzung am 14. No-
vember 1997 beschlossene Gesetz zur Änderung der Strafprozeß-
ordnung (Gesetz zum Schutz von Zeugen bei Vernehmungen im 
Strafverfahren; Zeugenschutzgesetz — ZSchG) wird mit geänder-
ter Überschrift wie aus der Anlage ersichtlich gefaßt. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver-
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Fassung insgesamt abzustimmen ist. 

Bonn, den 2. März 1998 

Der Vermittlungsausschuß 

Hans Eichel 

Vorsitzender 

Ulrich Irmer 

Berichterstatter 

Karin Schubert 

Berichterstatterin 



Drucksache 13/10001 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Anlage  

Gesetz zur Änderung der Strafprozeßordnung und der Bundesgebühren-
ordnung für Rechtsanwälte (Gesetz zum Schutz von Zeugen bei Vernehmungen  
im Strafverfahren und zur Verbesserung des Opferschutzes;  
Zeugenschutzgesetz - ZSchG)  

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1  

Änderung der Strafprozeßordnung  

Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geän-
dert: 

1. Nach § 58 wird folgender § 58a eingefügt: 

„§ 58a 

(1) Die Vernehmung eines Zeugen kann auf 
Bild-Ton-Träger aufgezeichnet werden. Sie soll 
aufgezeichnet werden 

1. bei Personen unter sechzehn Jahren, die durch 
die Straftat verletzt worden sind, oder 

2. wenn zu besorgen ist, daß der Zeuge in der 
Hauptverhandlung nicht vernommen werden 
kann und die Aufzeichnung zur Erforschung 
der Wahrheit erforderlich ist. 

(2) Die Verwendung der Bild-Ton-Aufzeichnung 
ist nur für Zwecke der Strafverfolgung und nur in-
soweit zulässig, als dies zur Erforschung der 
Wahrheit erforderlich ist. § 100b Abs. 6, §§ 147 
und 406 e finden entsprechende Anwendung. " 

2. Nach § 68 a wird folgender § 68 b eingefügt: 

„§ 68b 

Zeugen, die noch keinen anwaltlichen Beistand 
haben, kann für die Dauer der Vernehmung mit 
Zustimmung der Staatsanwaltschaft ein Rechtsan-
walt beigeordnet werden, wenn ersichtlich ist, daß 
sie ihre Befugnisse bei der Vernehmung nicht 
selbst wahrnehmen können und ihren schutzwür-
digen Interessen auf andere Weise nicht Rech-
nung getragen werden kann. Hat die Verneh-
mung 

1. ein Verbrechen, 

2. ein Vergehen nach den §§ 174 bis  174c, 176,  
179 Abs. 1 bis 3, §§ 180, 180b, 182, 225 Abs 1 

3.

oder 2 des Strafgesetzbuches oder 

4. ein sonstiges Vergehen von erheblicher Bedeu-
tung, das Bewerbs- oder gewohnheitsmäßig 
oder von einem Bandenmitglied oder in ande-
rer Weise organisiert begangen worden ist, 

zum Gegenstand, so ist die Beiordnung auf Antrag 
des Zeugen oder der Staatsanwaltschaft anzuord 
nen, soweit die Voraussetzungen des Satzes 1 vor

-

liegen. Für die Beiordnung gelten § 141 Abs. 4 
und § 142 Abs. 1 entsprechend. Die Entscheidung 
ist unanfechtbar. " 

3. Nach § 168d wird folgender § 168e eingefügt: 

„§ 168e  

Besteht die dringende Gefahr eines schwerwie-
genden Nachteils für das Wohl des Zeugen, wenn 
er in Gegenwart der Anwesenheitsberechtigten 
vernommen wird, und kann sie nicht in anderer 
Weise abgewendet werden, so soll der Richter die 
Vernehmung von den Anwesenheitsberechtigten 
getrennt durchführen. Die Vernehmung wird die-
sen zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Die 
Mitwirkungsbefugnisse der Anwesenheitsberech-
tigten bleiben im übrigen unberührt. §§ 58a und 
241 a finden entsprechende Anwendung. Die Ent-
scheidung nach Satz 1 ist unanfechtbar." 

4. Nach § 247 wird folgender § 247 a eingefügt: 

„§ 247a 

Besteht die dringende Gefahr eines schwerwie-
genden Nachteils für das Wohl des Zeugen, wenn 
er in Gegenwart der in der Hauptverhandlung 
Anwesenden vernommen wird, und kann sie nicht 
in anderer Weise, namentlich durch eine Entfer-
nung des Angeklagten sowie den Ausschluß der 
Öffentlichkeit, abgewendet werden, so kann das 
Gericht anordnen, daß der Zeuge sich während 
der Vernehmung an einem anderen Ort aufhält; 
eine solche Anordnung ist auch unter den Voraus-
setzungen des § 251 Abs. 1 Nr. 2, 3 oder 4 zulässig, 
soweit dies zur Erforschung der Wahrheit erfor-
derlich ist. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Die 
Aussage wird zeitgleich in Bild und Ton in das Sit-
zungszimmer übertragen. Sie soll aufgezeichnet 
werden, wenn zu besorgen ist, daß der Zeuge in 
einer weiteren Hauptverhandlung nicht vernom-
men werden kann und die Aufzeichnung zur Er-
forschung der Wahrheit erforderlich ist. § 58 a 
Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. " 

5. Nach § 255 wird folgender § 255a eingefügt: 

„§ 255a  

(1) Für die Vorführung der Bild-Ton-Aufzeich-
nung einer Zeugenvernehmung gelten die Vor-
schriften zur Verlesung einer Niederschrift über 
eine Vernehmung gemäß §§ 251, 252, 253 und 255 
enstsprechend. 

(2) In Verfahren wegen Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184c des 

Strafgesetzbuches) oder gegen das Leben (§§ 211 
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bis 222 des Strafgesetzbuches) oder wegen Miß-
handlung von Schutzbefohlenen (§ 225 des Straf-
gesetzbuches) kann die Vernehmung eines Zeu-
gen unter sechzehn Jahren durch die Vorführung 
der Bild-Ton-Aufzeichnung seiner früheren rich-
terlichen Vernehmung ersetzt werden, wenn der 
Angeklagte und sein Verteidiger Gelegenheit hat-
ten, an dieser mitzuwirken. Eine ergänzende Ver-
nehmung des Zeugen ist zulässig. " 

6. In § 395 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a werden nach der 
Angabe „ 180b" ein Komma eingefügt und die An-
gabe „und 181" durch die Angabe „ 181 und 182" 
ersetzt. 

7. § 397 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 397a 

(1) Auf Antrag des Nebenklägers ist diesem ein 
Rechtsanwalt als Beistand zu bestellen, wenn die 
Berechtigung zum Anschluß als Nebenkläger auf 
§ 395 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a oder Nr. 2 beruht 
und die zum Anschluß berechtigende Tat ein Ver-
brechen ist. Hat der Nebenkläger bei Antragstel-
lung das sechzehnte Lebensjahr noch nicht vollen-
det, so ist ihm ein Rechtsanwalt als Beistand auch 
dann zu bestellen, wenn die Tat im Sinne des 
Satzes 1 ein Vergehen ist oder er durch eine 
rechtswidrige Tat nach § 225 des Strafgesetzbu-
ches verletzt ist. Der Antrag kann schon vor der Er-
klärung des Anschlusses gestellt werden. Für die 
Bestellung des Rechtsanwalts gilt § 142 Abs. 1 ent-
sprechend. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Bestel-
lung nach Absatz 1 nicht vor, so ist dem Nebenklä-
ger für die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts auf 
Antrag Prozeßkostenhilfe nach denselben Vor-
schriften wie in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
zu bewilligen, wenn die Sach- oder Rechtslage 
schwierig ist, der Verletzte seine Interessen selbst 
nicht ausreichend wahrnehmen kann oder ihm 
dies nicht zuzumuten ist. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. § 114 zweiter Halbsatz und § 121 
Abs. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung sind nicht an-
zuwenden. 

(3) Über die Bestellung des Rechtsanwalts und 
die Bewilligung der Prozeßkostenhilfe entscheidet 
das mit der Sache befaßte Gericht. In den Fällen 
des Absatzes 2 ist die Entscheidung unanfecht-
bar." 

8. In § 406g werden die Absätze 3 und 4 wie folgt ge-
faßt: 

„(3) § 397 a gilt entsprechend für 

1. die Bestellung eines Rechtsanwalts und 

2. die Bewilligung von Prozeßkostenhilfe für die 
Hinzuziehung eines Rechtsanwalts. 

Im vorbereitenden Verfahren entscheidet das Ge-
richt, das für die Eröffnung des Hauptverfahrens 
zuständig wäre. 

(4) Auf Antrag dessen, der zum Anschluß als 
Nebenkläger berechtigt ist, kann in den Fällen des 
§ 397 a Abs. 2 einstweilen ein Rechtsanwalt als 
Beistand bestellt werden, wenn 

1. dies aus besonderen Gründen geboten ist, 

2. die Mitwirkung eines Beistands eilbedürftig ist 
und 

3. die Bewilligung von Prozeßkostenhilfe möglich 
erscheint, eine rechtzeitige Entscheidung hier-
über aber nicht zu erwarten ist. 

Für die Bestellung gelten § 142 Abs. 1 und § 162 
entsprechend. Die Bestellung endet, wenn nicht 
innerhalb einer vom Richter zu bestimmenden 
Frist ein Antrag auf Bewilligung von Prozeßko-
stenhilfe gestellt oder wenn die Bewilligung von 
Prozeßkostenhilfe abgelehnt wird. " 

9. In § 406h werden nach der Angabe „(§ 395)" die 
Wörter „und die Bestellung oder Hinzuziehung 
eines Rechtsanwalts als Beistand zu beantragen 
(§ 397a)" eingefügt. 

Artikel 2 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 368-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des 2. Unterabschnitts des Sech-
sten Abschnitts wird wie folgt gefaßt: 

„Gebühren des gerichtlich bestellten und des bei-
geordneten Rechtsanwalts". 

2. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Privatklage, Nebenklage, Klageerzwingungs-
verfahren, Beteiligung des nebenklageberech-
tigten Verletzten " . 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Für die Gebühren des Rechtsanwalts, 
der dem Nebenkläger oder dem nebenklagebe-
rechtigten Verletzten als Beistand bestellt wird, 
gelten die Vorschriften der §§ 97, 98, 99 und 
101 sinngemäß. Der Rechtsanwalt kann von 
dem verurteilten Angeklagten die Gebühren 
eines gewählten Beistands verlangen; der An-
spruch entfällt insoweit, als die Staatskasse 
nach den §§ 97 und 99 Gebühren gezahlt hat."  

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... (einsetzen: Datum des 
ersten Tages des 7. auf die Verkündung folgenden 
Kalendermonats) in Kraft. 




